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Aufgrund des § 54 Abs. 6 des Hessi-
schen Hochschulgesetzes vom 14. De-
zember 2009 (GVBl. I S. 666) wird verord-
net:

§ 1

Hochschulzugangsberechtigung

(1) Einen mit der Meisterprüfung ver-
gleichbaren Abschluss der beruflichen
Aufstiegsfortbildung nach § 54 Abs. 2
Satz 1 Nr. 4 des Hessischen Hochschulge-
setzes haben:

1. Personen mit Fortbildungsabschlüssen,
für die Prüfungsregelungen nach den
§§ 53 und 54 des Berufsbildungsgeset-
zes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160, 462),
oder nach den §§ 42 und 42a der
Handwerksordnung in der Fassung
vom 24. September 1998 (BGBl. I
S. 3075, 2006 I S. 2095), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17. Juli 2009
(BGBl. I S. 2091), bestehen, sofern die
Lehrgänge mindestens 400 Stunden
umfassen;

2. Personen mit staatlichen Befähigungs-
zeugnissen für den nautischen oder
technischen Schiffsdienst nach § 4
Nr. 1 des Seemannsgesetzes vom
26. Juli 1957 in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer
9513-1, veröffentlichten bereinigten
Fassung, zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I
S. 2407);

3. Personen mit Abschlüssen an Fach-
schulen entsprechend der Rahmenver-
einbarung über Fachschulen (Be-
schluss der Kultusministerkonferenz
vom 7. November 2002 in der Fassung
vom 9. Oktober 2009) in der jeweils
geltenden Fassung;

4. Personen mit Abschlüssen vergleich-
barer landesrechtlicher Fort- und Wei-
terbildungsregelungen für Berufe im
Gesundheitswesen und im Bereich so-
zialpflegerischer oder sozialpädagogi-
scher Berufe;

5. Personen mit Abschlüssen vergleich-
barer bundesrechtlicher Fort- und Wei-
terbildungsregelungen wie beispiels-
weise Steuerberaterinnen und Steuer-
berater, Wirtschaftsprüferinnen und
Wirtschaftsprüfer.

Personen nach Nr. 1 bis 5 besitzen eine
allgemeine Hochschulzugangsberechti-
gung nach § 54 Abs. 2 Satz 2 in Verbin-
dung mit Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Hessi-
schen Hochschulgesetzes.

(2) Absolventinnen und Absolventen
von Verwaltungs- und Wirtschaftsakade-
mien, die eine abgeschlossene Berufsaus-

bildung nachweisen, sowie Absolventin-
nen und Absolventen eines einjährigen
Lehrgangs an der Europäischen Akade-
mie der Arbeit in der Universität Frank-
furt am Main besitzen eine fachgebunde-
ne Hochschulzugangsberechtigung nach
§ 54 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Hessischen Hoch-
schulgesetzes.

(3) Landespezifische Hochschulzu-
gangsberechtigungen beruflich Qualifi-
zierter aus anderen Ländern werden nach
einem Jahr nachweislich dort erfolgreich
absolvierten Studiums zum Zwecke des
Weiterstudiums in dem gleichen oder in
einem fachlich verwandten Studiengang
in Hessen anerkannt, sofern in den ersten
beiden Semestern nach der Studien- oder
Prüfungsordnung der jeweiligen Hoch-
schule mindestens 60 Kreditpunkte er-
reicht wurden. Gleiches gilt für ein in
einem anderen Land nach dessen landes-
rechtlichen Regelungen nachweislich er-
folgreich absolviertes Probestudium.

§ 2

Hochschulzugangsprüfung

(1) Beruflich Qualifizierte, die für den
angestrebten Studienbereich keine Hoch-
schulzugangsberechtigung nach § 1 oder
nach § 54 Abs. 2 oder 3 des Hessischen
Hochschulgesetzes haben, können eine
Hochschulzugangsprüfung ablegen, durch
die Vorbildung und Eignung für ein
Hochschulstudium in dem Studienbereich
festgestellt werden. Studienbereiche in
diesem Sinne sind:

1. Sprach- und Kulturwissenschaften,

2. Geschichtswissenschaften,

3. Theologie, Religionswissenschaften,
Philosophie,

4. Rechts- und Wirtschaftswissenschaf-
ten einschließlich Wirtschaftspädago-
gik,

5. Sozial- und Gesellschaftswissenschaf-
ten einschließlich Soziale Arbeit,

6. Pädagogik, Studiengänge für das
Lehramt an Grundschulen, das Lehr-
amt an Hauptschulen und Realschu-
len sowie das Lehramt an Förder-
schulen,

7. Pflege-, Gesundheits- und Therapie-
wissenschaften,

8. Architektur, Bauwesen,

9. Ingenieurwissenschaften,

10. Mathematik und Naturwissenschaf-
ten einschließlich Geographie und In-
formatik,

11. Agrar- und Umweltwissenschaften,
Ökotrophologie,

12. Medizin, Tiermedizin, Zahnmedizin,
Humanbiologie, Pharmazie,
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13. Psychologie,

14. Sport.

Sind in einem angestrebten Mehrfach-Ba-
chelorstudiengang, Studiengang für das
Lehramt an Gymnasien oder Studiengang
für das Lehramt an beruflichen Schulen
die Hauptfächer oder Unterrichtsfächer
(einschließlich der beruflichen Fachrich-
tung) unterschiedlichen Studienberei-
chen zuzuordnen, ist in allen Teilen eine
Prüfung durchzuführen.

(2) Die bestandene Prüfung berechtigt
zum Studium in dem im Zeugnis ausge-
wiesenen Studienbereich (fachgebundene
Hochschulzugangsberechtigung) an den
staatlichen und staatlich anerkannten
Hochschulen und nach Maßgabe des § 14
an den Berufsakademien in Hessen.

§ 3

Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer

1. eine nach dem Berufsbildungsgesetz,
der Handwerksordnung, durch Bun-
des- oder Landesrecht geregelte min-
destens zweijährige Berufsausbildung
in einem zum angestrebten Studium
fachlich verwandten Bereich abge-
schlossen hat;

2. eine anschließende mindestens drei-
jährige hauptberufliche Tätigkeit in
einem zum angestrebten Studium
fachlich verwandten Bereich ausgeübt
hat;

3. wenn ein Studium angestrebt wird,
das fachlich nicht mit der absolvierten
Ausbildung oder Berufstätigkeit ver-
wandt ist, das durch Ausbildung und
Berufstätigkeit erworbene Wissen
durch qualifizierte Weiterbildung mit
einem Stundenumfang von mindestens
400 Stunden in einem zum angestreb-
ten Studium fachlich verwandten Be-
reich erweitert oder vertieft hat; die
staatliche Anerkennung des Trägers
der Weiterbildungsmaßnahme ist nicht
Voraussetzung.

In den Fällen der Nr. 2 sind für Stipendia-
tinnen und Stipendiaten des Aufstiegssti-
pendienprogramms des Bundes zwei Jah-
re ausreichend. Nicht erforderlich ist, dass
die Berufstätigkeit zum Zeitpunkt des An-
trags ausgeübt wird. Bei erzieherischen
oder sozialpflegerischen Berufen kann
das selbstständige Führen
eines Haushalts mit Verantwortung für
die Erziehung mindestens eines Kindes
oder für die Pflege mindestens einer pfle-
gebedürftigen Person mit bis zu zwei Jah-
ren angerechnet werden.

(2) Geeignete Weiterbildungsmaßnah-
men nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 sind insbe-
sondere:

1. Fernlehrgänge und weiterbildende
Studien an Hochschulen,

2. inner- oder überbetriebliche Fortbil-
dungsmaßnahmen und

3. Kurse der Volkshochschulen und an-

derer Träger der Erwachsenenbildung.

§ 4

Antragsvoraussetzungen und Zulassung

(1) Der Antrag auf Zulassung zur
Hochschulzugangsprüfung ist schriftlich
bei der Trägerhochschule nach § 5 Abs. 1
zu stellen. Antragsfristen sind der
15. Februar und der 15. August, sofern
die Trägerhochschule nichts anderes be-
stimmt und öffentlich bekannt macht.

(2) Im Antrag ist anzugeben, für wel-
chen Studienbereich nach § 2 Abs. 1 Satz
2 die Studienberechtigung erworben und
von welcher Prüfungskommission die
Prüfung abgenommen werden soll.

(3) Dem Antrag sind beizufügen:

1. ein Lebenslauf,

2. amtlich beglaubigte Ablichtungen des
letzten Schulzeugnisses und der Zeug-
nisse der Berufsausbildung,

3. der vollständige Nachweis über Art,
Dauer und Ort der Berufsausübung,

4. im Falle des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der
Nachweis der Weiterbildung und

5. eine Erklärung darüber, ob und für
welchen Studienbereich die Bewerbe-
rin oder der Bewerber bereits früher
bei dieser oder einer anderen Hoch-
schule in Hessen einen Antrag auf Zu-
lassung zu einer Hochschulzugangs-
prüfung gestellt hat.

(4) Die Präsidentin oder der Präsident
der Trägerhochschule prüft den Antrag
auf Vollständigkeit und leitet ihn an den
zuständigen Prüfungsausschuss weiter.
Dieser entscheidet über die Zulassung.

(5) Vor der Entscheidung über die Zu-
lassung kann das vorsitzende Mitglied
des Prüfungsausschusses die Bewerberin
oder den Bewerber zu einem Beratungs-
gespräch einladen. Auf Antrag der Be-
werberin oder des Bewerbers findet ein
Beratungsgespräch statt.

(6) Der Prüfungsausschuss kann Eig-
nungsfeststellungsverfahren beruflich
Qualifizierter anderer Länder ganz oder
teilweise anerkennen und auf eine eigene
Prüfung verzichten.

§ 5

Prüfungsausschüsse

(1) Für die Organisation und Durch-
führung der Hochschulzugangsprüfungen
werden an den staatlichen Hochschulen
arbeitsteilig hochschulübergreifende Prü-
fungsausschüsse gebildet, die jeweils für
die Abnahme der fachlichen Prüfungen in
einem Studienbereich oder in einem Teil-
gebiet eines Studienbereichs hessenweit
zuständig sind. Die Trägerhochschulen
der hochschulübergreifenden Prüfungs-
ausschüsse werden durch Einigung der
fachlich betroffenen Hochschulen be-
stimmt.

(2) Einem Prüfungsausschuss gehören
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mindestens drei, insgesamt höchstens
fünf Mitglieder an, darunter drei Profes-
sorinnen oder Professoren aus den Fach-
bereichen, die für Studiengänge des ent-
sprechenden Studienbereichs oder Teil-
gebiets eines Studienbereichs verantwort-
lich sind. Die Hochschulen benennen ein-
vernehmlich die Ausschussmitglieder und
können für sie Vertreterinnen oder Ver-
treter benennen. Die Trägerhochschule
legt die Dauer der Benennung der Mit-
glieder der Prüfungsausschüsse fest.

(3) Der Prüfungsausschuss kann eine
Lehrerin oder einen Lehrer einer berufli-
chen Schule oder Fachoberschule als
Ausschussmitglied benennen, das eine
Professorin oder einen Professor im Aus-
schuss ersetzen kann. Weiterhin kann der
Prüfungsausschuss eine Vertreterin oder
einen Vertreter der Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerseite als Ausschussmitglied
benennen.

(4) Wird ein Studiengang auch oder
ausschließlich an einer privaten, staatlich
anerkannten Hochschule oder Berufsaka-
demie angeboten, kann diese für Prüfun-
gen im entsprechenden Studienbereich
eine Professorin oder einen Professor
nach Abs. 2 als Ausschussmitglied benen-
nen.

(5) Der Prüfungsausschuss wählt aus
der Gruppe der Professorinnen und Pro-
fessoren ein vorsitzendes Mitglied und
dessen Vertreterin oder Vertreter (Vor-
stand). Bei allen Sitzungen muss ein Mit-
glied des Vorstandes anwesend sein. Der
Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, so-
weit die Mehrheit seiner Mitglieder an-
wesend ist. Sind nur zwei Mitglieder des
Prüfungsausschusses anwesend, sind Be-
schlüsse einstimmig zu fassen, bei Anwe-
senheit von mehr als zwei Mitgliedern
des Prüfungsausschusses werden die Be-
schlüsse mehrheitlich gefasst. Bei Stim-
mengleichheit gibt im Übrigen die Stim-
me des vorsitzenden Mitglieds den Aus-
schlag.

(6) Die Trägerhochschulen berichten
dem Ministerium für Wissenschaft und
Kunst über die Einrichtung von Prüfungs-
ausschüssen, Ausschussmitglieder und
Zuständigkeiten sowie über diesbezügli-
che Änderungen. Außerdem berichten sie
jährlich über Bewerbungen und bestan-
dene Prüfungen.

§ 6

Gegenstand der Prüfung

(1) Die Hochschulzugangsprüfung
wird auf der Grundlage einer Prüfungs-
ordnung abgelegt, die als Satzung von
der Trägerhochschule im Einvernehmen
mit den übrigen fachlich betroffenen
Hochschulen erlassen und dem Ministeri-
um für Wissenschaft und Kunst angezeigt
wird. Die Prüfungsordnung regelt die
Prüfungsanforderungen nach Maßgabe
dieser Verordnung. Die Hochschulen stel-
len die Vergleichbarkeit und angemesse-
ne Einheitlichkeit der Prüfungsordnun-
gen für die verschiedenen Studienberei-

che nach § 2 Abs. 1 sicher.

(2) Die Prüfung dient der Feststellung,
ob die Bewerberin oder der Bewerber in
der Lage ist, das Studium mit Aussicht auf
einen erfolgreichen Abschluss aufzuneh-
men. Sie knüpft an den besonderen be-
rufsbezogenen Erfahrungen und Fähig-
keiten der Bewerberin oder des Bewer-
bers an und umfasst die wesentlichen all-
gemeinen und fachlichen Grundlagen,
die Voraussetzung für ein Studium in dem
gewählten Studienbereich sind.

(3) Die Prüfung besteht aus einem Prü-
fungsgespräch und einer schriftlichen
Prüfung. Der Prüfungsausschuss führt das
Prüfungsgespräch. Es kann mit Einver-
ständnis der Bewerberinnen oder der Be-
werber als Gruppenprüfung mit höchs-
tens drei Teilnehmerinnen oder Teilneh-
mern durchgeführt werden. Wird nach
Abs. 5 auf eine schriftliche Prüfung ver-
zichtet, scheidet eine Gruppenprüfung
aus. Das Prüfungsgespräch dauert für je-
de Bewerberin und jeden Bewerber 50 bis
60 Minuten, die schriftliche Prüfung zwei
bis vier Stunden.

(4) Die Durchführung des mündlichen
oder schriftlichen Teils einer Hochschul-
zugangsprüfung in einer anderen Spra-
che als Deutsch ist nur dann zulässig,
wenn dies im Hinblick auf das angestreb-
te Studium angezeigt ist und die Bewer-
berin oder der Bewerber mindestens drei
Monate vor dem Prüfungstermin darüber
in Kenntnis gesetzt ist.

(5) Der Prüfungsausschuss kann auf
die Ablegung des schriftlichen Prüfungs-
teils verzichten, wenn diese aufgrund der
bisher erbrachten schriftlichen Leistun-
gen während eines Gaststudiums, eines
Weiterbildungsangebots der Hochschule
oder aufgrund einer nach Einschätzung
des Prüfungsausschusses vergleichbar
qualifizierten Vorbildung, die schriftliche
Prüfungen einschließt, als nicht notwen-
dig erscheint.

§ 7

Durchführung der Prüfung

(1) Das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses sorgt für eine ord-
nungsgemäße Vorbereitung und Durch-
führung der Prüfung und bestimmt ein
Ausschussmitglied für die Schriftführung.

(2) Der Prüfungsausschuss legt die
Aufgaben für die schriftliche Prüfung fest.
Zwei vom vorsitzenden Mitglied be-
stimmte Ausschussmitglieder bewerten
das Ergebnis der schriftlichen Prüfung.
Weichen die Bewertungen voneinander
ab, wird das arithmetische Mittel der bei-
den vergebenen Noten als Note des
schriftlichen Prüfungsteils festgesetzt.

(3) Der Prüfungsausschuss kann mit
Zustimmung der Bewerberin oder des Be-
werbers zu dem Prüfungsgespräch Gäste
zulassen, die ein fachliches Interesse an
der Teilnahme haben, insbesondere Ver-
treterinnen und Vertreter der Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerorganisationen
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oder der Berufskammern. Die Gäste dür-
fen an der Beratung des Prüfungsaus-
schusses über das Ergebnis des Prüfungs-
gesprächs und an der Bekanntgabe des
Prüfungsergebnisses nach Abs. 5 nicht
teilnehmen und sind zur Verschwiegen-
heit verpflichtet.

(4) Die wesentlichen Grundzüge des
Prüfungsgesprächs sind in einer Nieder-
schrift festzuhalten. Dazu gehören insbe-
sondere die Gegenstände, auf die sich das
Gespräch bezogen hat, die Ergebnisse,
die Bewertungen der Ausschussmitglie-
der sowie Beginn und Ende des Ge-
sprächs.

(5) Der Prüfungsausschuss stellt das
Ergebnis der Prüfung fest und teilt dieses
der Bewerberin oder dem Bewerber mit.

(6) Das Prüfungsverfahren soll drei
Monate nach Ablauf der Antragsfrist (§ 4
Abs. 1 Satz 2) abgeschlossen sein.

§ 8

Bewertung

(1) Die einzelnen Leistungen in den
Prüfungen sind mit einer der folgenden
Noten zu bewerten:

1. sehr gut (1) = eine hervorragende Leis-
tung;

2. gut (2) = eine Leistung, die erheblich
über den durchschnittlichen Anforde-
rungen liegt;

3. befriedigend (3) = eine Leistung, die
durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht;

4. ausreichend (4) = eine Leistung, die
trotz ihrer Mängel noch den Anforde-
rungen genügt;

5. nicht ausreichend (5) = eine Leistung,
die wegen erheblicher Mängel den
Anforderungen nicht mehr genügt.

(2) Die Gesamtnote wird aus den No-
ten der schriftlichen Prüfung und des Prü-
fungsgesprächs zu gleichen Teilen gebil-
det. Bei Bewerberinnen und Bewerbern,
denen die schriftliche Prüfung nach § 6
Abs. 5 erlassen wurde, ist die Note des
verbleibenden Prüfungsteils maßgeblich;
der Prüfungsausschuss kann dabei die
nach § 6 Abs. 5 erbrachten Vorleistungen
oder bewertete Vorbildung positiv
berücksichtigen. Die Gesamtnote wird bis
auf eine Stelle hinter dem Komma errech-
net. Es wird nicht gerundet.

(3) Die Prüfung ist für bestanden zu er-
klären als:

1. „sehr gut“ bei einem Durchschnitt bis
einschließlich 1,5;

2. „gut“ bei einem Durchschnitt von 1,6
bis einschließlich 2,5;

3. „befriedigend“ bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5;

4. „ausreichend“ bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0.

(4) Die Prüfung ist nicht bestanden,
wenn entweder die schriftliche Prüfung
oder das Prüfungsgespräch schlechter als
mit „ausreichend“ bewertet wurde.

§ 9

Zeugnis

(1) Wer die Prüfung bestanden hat, er-
hält ein Zeugnis nach dem als Anlage
beigefügten Muster.

(2) Das Zeugnis erhält das Datum des
Tages, an dem der letzte Prüfungsteil er-
folgreich abgeschlossen wurde.

(3) Das Zeugnis wird von dem vorsit-
zenden Mitglied des Prüfungsausschusses
unterzeichnet.

(4) Wer die Prüfung nicht bestanden
hat, erhält darüber einen Bescheid mit
Begründung und Rechtsbehelfsbeleh-
rung.

§ 10

Fernbleiben, Rücktritt, Täuschung,
Ordnungsverstoß

(1) Ein Prüfungsteil wird als mit „nicht
ausreichend“ bewertet, wenn die Bewer-
berin oder der Bewerber

1. aus Gründen, die sie oder er zu vertre-
ten hat, dem Prüfungstermin fernbleibt
oder nach dessen Beginn von der Prü-
fung zurücktritt,

2. das Ergebnis der Prüfungsleistungen
durch Täuschung oder Benutzung
nicht zugelassener Hilfsmittel zu be-
einflussen versucht hat oder

3. den ordnungsgemäßen Ablauf der Prü-
fung stört und deshalb von der Fortset-
zung der Prüfung ausgeschlossen wur-
de.

(2) Die für das Fernbleiben oder den
Rücktritt geltend gemachten Gründe sind
dem Prüfungsausschuss unverzüglich
schriftlich anzuzeigen und glaubhaft zu
machen. Der Prüfungsausschuss kann die
Vorlage eines amtsärztlichen Attestes ver-
langen. Hat die Bewerberin oder der Be-
werber die Gründe für das Fernbleiben
oder den Rücktritt nach Abs. 1 Nr. 1 nicht
zu vertreten, wird ein neuer Prüfungster-
min bestimmt. Bereits erbrachte Prü-
fungsleistungen werden angerechnet. Die
Entscheidungen sind der Bewerberin oder
dem Bewerber unverzüglich mitzuteilen.

(3) In den Fällen des Abs. 1 erteilt der
Prüfungsausschuss nach Anhörung der
Bewerberin oder des Bewerbers einen
schriftlich begründeten und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Be-
scheid, in dem Auflagen für die Zulas-
sung zur Wiederholung der Prüfung fest-
gelegt werden können.

§ 11

Wiederholung

Die Wiederholung einer bestandenen
Prüfung ist nicht möglich. Eine nicht be-
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standene Hochschulzugangsprüfung kann
frühestens nach einem halben Jahr und
höchstens zweimal wiederholt werden.
Eine Wiederholung von Teilen der Prü-
fung ist nicht möglich.

§ 12

Einsicht in die Prüfungsakten

Die Prüfungsteilnehmerinnen und
-teilnehmer können nach Abschluss der
Prüfung unter Aufsicht Einsicht in ihre
Prüfungsakten nehmen.

§ 13

Widerspruchsverfahren

Für den Widerspruch gegen Entschei-
dungen des Prüfungsausschusses gilt § 38
Abs. 2 des Hessischen Hochschulgeset-
zes. Über den Widerspruch entscheidet
die Präsidentin oder der Präsident der
Trägerhochschule.

§ 14

Zugangsprüfung für eine Ausbildung
an einer staatlich anerkannten

Berufsakademie

Für Ausbildungsgänge an einer staat-
lich anerkannten Berufsakademie in Hes-

sen gelten die Vorschriften dieser Verord-
nung entsprechend mit der Maßgabe,
dass

1. die Zugangsprüfung von einem fach-
lich benachbarten Prüfungsausschuss
abgenommen wird und

2. der Zulassungsantrag der Bewerberin
oder des Bewerbers bei der für die
Prüfung des Studienbereichs zuständi-
gen Trägerhochschule gestellt wird.

§ 15

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Verordnung über den Zugang be-
ruflich Qualifizierter zu den Hochschulen
im Lande Hessen vom 29. Juni 2006
(GVBl. I S. 358)1) wird aufgehoben.

§ 16

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft.
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Wiesbaden, den 7. Juli 2010

D i e H e s s i s c h e M i n i s t e r i n
f ü r W i s s e n s c h a f t u n d K u n s t

K ü h n e - H ö r m a n n

1) Hebt auf GVBl. II 70-242
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Anlage zu § 8

Zeugnis

Frau / Herr …………………………………….

geb. am …………………………………….…..

in…………………………………………..….....

hat die Hochschulzugangsprüfung nach der Verordnung über den Zugang beruflich Qualifi-
zierter zu den Hochschulen im Lande Hessen bestanden.

Sie/Er ist berechtigt, nach Maßgabe der jeweils geltenden Vorschriften in einem Studiengang

aus dem Studienbereich ……………………………………………………............................................

an den Hochschulen und Berufsakademien im Lande Hessen zu studieren.

Aufgrund der erbrachten Leistungen wird die Gesamtnote auf ………… festgesetzt.

………………….....…………., den ………...................................

.......................................................................

Das vorsitzende Mitglied des
Prüfungsausschusses
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Aufgrund des Art. 12 Abs. 1 Nr. 2 und 6
des vom 8. März 2008 bis 5. Juni 2008 un-
terzeichneten Staatsvertrages über die Er-
richtung einer gemeinsamen Einrichtung
für Hochschulzulassung in Verbindung
mit § 7 Abs. 2 des Gesetzes zum Staats-
vertrag über die Errichtung einer gemein-
samen Einrichtung für Hochschulzulas-
sung vom 15. Dezember 2009 (GVBl. I
S. 705) wird verordnet:

Artikel 1

Die Vergabeverordnung ZVS vom
20. Mai 2008 (GVBl. I S. 706), geändert
durch Verordnung vom 1. Juli 2009
(GVBl. I S. 234), wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift wird die Angabe
„ZVS“ durch die Worte „Stiftung für
Hochschulzulassung“ ersetzt.

2. In § 1 Satz 1 werden die Worte „Zen-
tralstelle für die Vergabe von Studien-
plätzen (Zentralstelle)“ durch die Wor-
te „Stiftung für Hochschulzulassung
(Stiftung)“ ersetzt.

3. In § 3 Abs. 2, 3 und 6, § 4 Abs. 3, § 5, §
7 Abs. 2 bis 4, § 8, § 9, § 10 Abs. 1 bis
6, § 12 Abs. 1, § 19 Abs. 2 und 5, § 22
Abs. 1, Anlage 2 Abs. 1, 2, 3, 6, 7, 9, 10
und 11 wird das Wort „Zentralstelle“
jeweils durch das Wort „Stiftung“ er-
setzt.

4. § 4 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Die Feststellung der Hochschulzu-
gangsberechtigung von Bewerberin-
nen und Bewerbern mit ausländischen
Vorbildungsnachweisen erfolgt, wenn
keine Anerkennungsentscheidung der
Zeugnisanerkennungsstelle eines Lan-
des vorliegt, für den angestrebten Stu-
diengang durch die Stiftung auf der
Grundlage der Bewertungsvorschläge
der Zentralstelle für ausländisches Bil-
dungswesen.“

5. In § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird die An-
gabe „acht vom Hundert“ durch die
Angabe „fünf vom Hundert“ ersetzt.

6. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte
„Verfahren der Zentralstelle“ durch
die Worte „zentrale Vergabeverfah-
ren“ ersetzt.

b) Die Worte „Biologie“ und „Pycholo-
gie“ werden gestrichen.

7. Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird die An-
gabe „16. Juni 2000 – Anlagen
nach dem Stand der Fortschreibung
vom 17. Juni 2005“ durch das Da-
tum „24. Oktober 2008“ ersetzt.

b) In Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wird das Da-
tum „16. Juni 2000“ durch das Da-
tum „24. Oktober 2008“ ersetzt.

c) In Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird das Da-
tum „14. Dezember 2001“ durch
das Datum „24. Oktober 2008“ er-
setzt.

d) In Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und 6 wird
das Datum „16. Juni 2000“ durch
das Datum „24. Oktober 2008“ er-
setzt.

e) In Abs. 1 Satz 2 wird das Datum
„28. Februar 1997“ durch das Da-
tum „24. Oktober 2008“ ersetzt.

f) In Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 wird das Da-
tum „16. Juni 2000“ durch das Da-
tum „1. Februar 2007“ ersetzt.

g) Als Abs. 13 wird angefügt:

„(13) Bei Hochschulzugangsbe-
rechtigungen, die nach den Bestim-
mungen des „International Bacca-
laureate Organisation/Office du
Baccalauréat International“ erwor-
ben wurden, wird die Durch-
schnittsnote auf der Grundlage der
Vereinbarung über die Anerken-
nung des „International Baccalau-
reate Diploma/Diplôme du Bacca-
lauréat International“ gemäß Be-
schluss der Kultusministerkonfe-
renz vom 10. März 1986 in der Fas-
sung vom 26. Juni 2009 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkon-
ferenz Nr. 283) berechnet.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie gilt erstmals
für das Vergabeverfahren zum Winterse-
mester 2010/2011.

Zweite Verordnung
zur Änderung der Vergabeverordnung ZVS*)

Vom 7. Juli 2010

Wiesbaden, den 7. Juli 2010

D i e H e s s i s c h e M i n i s t e r i n
f ü r W i s s e n s c h a f t u n d K u n s t

K ü h n e - H ö r m a n n
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Aufgrund des § 3 Abs. 1 Satz 1 des Ge-
setzes zum Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Einrichtung für
Hochschulzulassung vom 15. Dezember
2009 (GVBl. I S. 705) wird verordnet:

§ 1

In den nachfolgend aufgeführten Stu-
diengängen werden zur Aufnahme von
Studienanfängerinnen und Studienanfän-
gern in das erste Fachsemester sowie zur
Aufnahme von Studierenden in höhere
Fachsemester an den Hochschulen des
Landes Hessen zum Wintersemester
2010/2011 folgende Zulassungszahlen
festgesetzt:

*) GVBl. II 70-263

Verordnung
über die Festsetzung von Zulassungszahlen an den Hochschulen

des Landes Hessen im Wintersemester 2010/2011
(Zulassungszahlenverordnung 2010/2011)*)

Vom 7. Juli 2010

A. Studiengänge mit Abschluss Bachelor, Diplom oder Staatsexamen
(ohne Lehrämter)

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

1. Hochschule Darmstadt

Allgemeiner Maschinenbau 90 45

Architektur 111 0 91 0 91 0

Betriebswirtschaftslehre 64 60 60 60 60 60

Biotechnologie 60 0 50 0 50 0

Chemische Technologie 60

Energiewirtschaft 64 0

Informationsrecht 35 0 25 0 25 0 25

Information Science and Engeneering 80 0 65 0 65 0

Innenarchitektur 55 0 45 0 45 0

Mechatronik 60 0 45 0 45 0

Online-Journalismus 40 0 35 0 35 0 35

Soziale Arbeit 148 0 130 0 130 0

Wirtschaftsingenieurwesen 60 0

Wissenschaftsjournalismus 18 0 15 0 15 0

2. Fachhochschule Frankfurt am Main

Allgemeine Pflege 36 0

Architektur 71 71 71 71

Bauingenieurwesen 76

Betriebswirtschaft 75 75 75 75 75 75

Betriebswirtschaft
(deutscher und französischer Abschluss) 9 0

Bioverfahrenstechnik 83
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Business Information Systems –
Wirtschaftsinformatik
(international) 86

International Business Administration 40

International Finance 50

Public Management 22

Soziale Arbeit 220 195

Wirtschaftsrecht 43 43 43 43 43 43 43

3. Hochschule Fulda

Digitale Medien 35

Frühkindliche inklusive Bildung 30

Gesundheitsförderung 30

Gesundheitsmanagement 40

Internationale Betriebswirtschaftslehre 115 75

Lebensmitteltechnologie 85

Oecotrophologie 80 0 94

Oecotrophologie: Verpflegungs- und
Versorgungsmanagement 20

Pflege 45

Pflegemanagement 25

Physiotherapie 25

Soziale Arbeit (Onlinestudiengang) 0

Soziale Arbeit (Präsenzstudiengang) 115

Sozialrecht 30

Sozialwissenschaften
mit dem Schwerpunkt Interkulturelle
Beziehungen 55

4. Justus-Liebig-Universität Gießen

Anglistik (Hauptfach) 185 0

Außerschulische Bildung 130 0 130 0

Berufliche und Betriebliche Bildung
(Fachrichtungen Elektrotechnik und
Metalltechnik) 30 0

Berufliche und Betriebliche Bildung
(landwirtschaftliche, hauswirtschaftliche
und nahrungsgewerbliche Fachrich-
tungen) 30 0

Betriebswirtschaftslehre 370 0 370 0

Bewegung und Gesundheit 85 0 85 0

Bildung und Förderung in der Kindheit 55 0 55 0

Biologie 130 0 130 0

Ernährungswissenschaften 60 0 60 0

Fachjournalistik Geschichte (Hauptfach) 60 0

Germanistik 150 0

Lebensmittelchemie 30 0 30 0

Medizin 171 163 163 163 147 138 138 138 138 138

Ökotrophologie 120 0 120 0

Psychologie 105 0 105 0

Hochschule/Studiengang -Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
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Rechtswissenschaft 360

Social Sciences 100 0

Tiermedizin 210 0 210 0 182 0 182 0 182 0

Umweltmanagement 80 0 80 0

Volkswirtschaftslehre 65 0

Zahnmedizin 35 29 29 29 29 29 29 29 29 29

5. Fachhochschule Gießen-Friedberg

Architektur 40 40 40 40 35 35

Betriebswirtschaft 120 75 120 75 120 40

Biomedizinische Technik 45 0

Biotechnologie/Biopharmazeutische
Technik 130 0

Energiesysteme 15

Facility Management 40 0 40 0 50 0

KrankenhausTechnikManagement 20 0

Logistik 80 0 80 0 35 0

Maschinenbau (Studienort Friedberg) 65

Maschinenbau (Studienort Gießen) 30

Mechatronik 20

Medieninformatik 50 0 50 0 65 0

Umwelt-, Hygiene- und Sicherheits-
technik 55 0

Wirtschaftsinformatik 65 0 70 0 0 70

Wirtschaftsingenieurwesen 100 60 100 75 100 0

6. Universität Kassel

Architektur 120 0 120 0 120 0

Biologie 70 0 60 0

English and American Culture
and Business Studies 90

English and American Studies
(Hauptfach) 50

Germanistik 120

Geschichte 75 0 75 0 65 0

Kunstwissenschaft 90 0 90 0

Landschaftsplanung/Landschafts-
architektur 75

Nanostrukturwissenschaft 40 0 35 0 35 0 35 0

Politikwissenschaft 120 0 130 0 95 0

Psychologie 60 0 0 0 0 0

Soziale Arbeit 300 0 345 0 382 0

Soziologie 135 0 135 0 135 0

Stadtplanung/Regionalplanung 78

Umweltingenieurwesen 80

Wirtschaftsingenieurwesen 135 0 125 0 120 0

Wirtschaftspädagogik 190 0 150 0

Wirtschaftsrecht 95 0 85 0 85 0

Wirtschaftswissenschaften 315 0 330 0 330 0

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
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7. Philipps-Universität Marburg

Betriebswirtschaftslehre 110 50 95 45 80 40

Biologie 150 0 150 0 126

Biomedical Science 60 0 60 0

Erziehungs- und Bildungswissenschaft 120 0 103

Kunst, Musik, Medien: Organisation
und Vermittlung 65 0

Medienwissenschaft 50 0

Medizin 262 0 240 0 228 0 228 0 228 0

Medizin
(nur vorklinischer Studienabschnitt) 123 0 113 0

Pharmazie 105 79 79 79 79 79 79 79

Politikwissenschaft 100 0

Psychologie 123 0 105 0 105 0 105 0 105

Sozialwissenschaften 130 0

Sprache und Kommunikation 90 0

Volkswirtschaftslehre 55 25 45 20 40 15

Zahnmedizin 34 30 30 30 30 30 30 30 30 30

8. Hochschule RheinMain Wiesbaden/Rüsselsheim/Geisenheim

Architektur 55 35 55 35 55 35

Berufsintegrierter Studiengang
Elektrotechnik 30 0

Berufsintegrierter Studiengang
Maschinenbau 30 0

Business Administration 80 80 80 80 80 80

Business Law 80 80 80 60 60 60 60 60

Insurance and Finance 80 80 70 70 60 60 60 60

International Business Administration 50 50 50 50 50 50 50 50

Internationales Wirtschaftsingenieur-
wesen 60 0 60 0 60 0 60

Landschaftsarchitektur 50 0 50 0 50 0

Maschinenbau 90 45 90 45 90 45 90

Media Management 50 50 50 50 50 50

Medieninformatik 50 0 50 0 50 0

Soziale Arbeit (Onlinestudiengang) 0 35 0

Soziale Arbeit (Präsenzstudiengang) 100 50

Umwelttechnik 50

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

B. Studiengänge mit Abschluss Erste Staatsprüfung für ein Lehramt

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8

1. Justus-Liebig-Universität Gießen

Arbeitslehre für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen 35 0

Biologie für das Lehramt an Gymnasien 65 0 65 0

Biologie für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen 140 0

Chemie für das Lehramt an Gymnasien 40 0
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Chemie für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen 20 0

Deutsch für das Lehramt an Gymnasien 135 0

Deutsch für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen 95 0

Englisch für das Lehramt an Gymnasien 145 0

Englisch für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen 40 0

Erdkunde für das Lehramt an Gymnasien 120 0

Erdkunde für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen 60 0

Geschichte für das Lehramt an Gymnasien 60 0

Geschichte für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen 60 0

Mathematik für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen 120 0

Politik und Wirtschaft für das Lehramt
an Gymnasien 65 0

Politik und Wirtschaft für das Lehramt
an Hauptschulen und Realschulen 20 0

Studiengang für das Lehramt
an Förderschulen 130 0 130 0

Studiengang für das Lehramt
an Grundschulen 115 0 115 0

2. Universität Kassel

Arbeitslehre für das Lehramt an
Hauptschulen und Realschulen 65 0 76 0 76 0

Biologie für das Lehramt an Gymnasien 45

Biologie für das Lehramt
an Hauptschulen und Realschulen 45 0 40 0 40 0 40

Deutsch für das Lehramt an Gymnasien 80 0 90 0 90 0

Deutsch für das Lehramt
an Hauptschulen und Realschulen 80 0 90 0 90 0

Evangelische Religion für das Lehramt
an Gymnasien 50

Evangelische Religion für das Lehramt
an Hauptschulen und Realschulen 50

Geschichte für das Lehramt an Gymnasien 45 0 45 0 45 0

Geschichte für das Lehramt
an Hauptschulen und Realschulen 20 0 20 0 20 0

Katholische Religion für das Lehramt
an Gymnasien 50

Katholische Religion für das Lehramt
an Hauptschulen und Realschulen 30

Mathematik für das Lehramt an Gymnasien 75

Mathematik für das Lehramt
an Hauptschulen und Realschulen 75

Philosophie für das Lehramt an Gymnasien 60

Politik und Wirtschaft für das Lehramt
an Gymnasien 65 0 65 0 65 0

Politik und Wirtschaft für das Lehramt
an Hauptschulen und Realschulen 45 0 45 0 45 0

Studiengang für das Lehramt
an Grundschulen 140 0 160 0 160 0 130

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8
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C. Studiengänge mit Abschluss Master

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4

1. Fachhochschule Frankfurt am Main

Leadership 15

Strategisches Informationsmanagement 19

Verhandeln und Gestalten von Verträgen 31

Wirtschaftsingenieurwesen 32

2. Hochschule Fulda

Food Processing 6

Intercultural Communication and European Studies 30

Internationales Management 40

Psychosoziale Beratung und Psychotherapie 26

Public Health 25

Public Health Nutrition 20

Soziale Arbeit (Onlinestudiengang) 0

Supply Chain Management 15

3. Justus-Liebig-Universität Gießen

Elementar- und Integrationspädagogik 120 0

Ernährungswissenschaften 70 20

3. Philipps-Universität Marburg

Biologie für das Lehramt an Gymnasien 60 0

Chemie für das Lehramt an Gymnasien 30

Deutsch für das Lehramt an Gymnasien 160 0

Englisch für das Lehramt an Gymnasien 130 0

Erdkunde für das Lehramt an Gymnasien 60

Ethik für das Lehramt an Gymnasien 35

Evangelische Religion für das Lehramt
an Gymnasien 25

Französisch für das Lehramt an Gymnasien 35 0

Geschichte für das Lehramt an Gymnasien 100

Griechisch für das Lehramt an Gymnasien 5

Informatik für das Lehramt an Gymnasien 5

Italienisch für das Lehramt an Gymnasien 5 0

Katholische Religion für das Lehramt
an Gymnasien 10

Latein für das Lehramt an Gymnasien 45

Mathematik für das Lehramt an Gymnasien 60

Philosophie für das Lehramt an Gymnasien 20

Physik für das Lehramt an Gymnasien 20

Politik und Wirtschaft für das Lehramt
an Gymnasien 70

Spanisch für das Lehramt an Gymnasien 40

Sport für das Lehramt an Gymnasien 105

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10



Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4

Erziehungswissenschaft:
Außerschulische Bildung 85 0

Psychologie 80 0

Umwelt- und Ressourcenmanagement 40 10

4. Philipps-Universität Marburg

Erziehungs- und Bildungswissenschaft 50 0

Medien und kulturelle Praxis: Geschichte, Ästhetik, Theorie 10 0

Physiotherapie 30 0

5. Hochschule RheinMain Wiesbaden/Rüsselsheim/Geisenheim

Media and Design Management 30

§ 2

(1) In den in § 1 aufgeführten Studi-
engängen werden Bewerberinnen und
Bewerber

1. in das erste Fachsemester nach Maß-
gabe der Vorschriften der Vergabever-
ordnung Hessen vom 3. Juli 2008
(GVBl. I S. 772) oder der Vergabever-
ordnung ZVS vom 20. Mai 2008
(GVBl. I S. 706), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 7. Juli 2010 (GVBl. I
S. 244),

2. in höhere Fachsemester nach Maßga-
be der Vorschriften der Vergabever-
ordnung Hessen

zugelassen und von der Hochschule auf-
genommen.

(2) Für die nicht in § 1 an den jeweili-
gen Hochschulen des Landes Hessen ge-
nannten Studiengänge bestehen keine
Zulassungsbeschränkungen. Studienorga-
nisatorische Maßnahmen, die einen Studi-
enbeginn nur zu einem Wintersemester
oder nur zu einem Sommersemester vor-
sehen, bleiben unberührt.

§ 3

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft; sie tritt mit Ab-
lauf des 31. März 2011 außer Kraft.

Wiesbaden, den 7. Juli 2010

D i e H e s s i s c h e M i n i s t e r i n
f ü r W i s s e n s c h a f t u n d K u n s t

K ü h n e - H ö r m a n n
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Nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes zum
Staatsvertrag über die Errichtung einer
gemeinsamen Einrichtung für Hochschul-
zulassung vom 15. Dezember 2009 (GVBl. I
S. 705) wird hiermit bekannt gegeben,
dass der Staatsvertrag nach seinem Art.
18 Abs. 1 Satz 1 am 1. Mai 2010 in Kraft
getreten ist.

*) GVBl. II Anhang Staatsverträge

Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Staatsvertrages über die Errichtung

einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung*)

Vom 7. Juli 2010

Wiesbaden, den 7. Juli 2010

D i e H e s s i s c h e M i n i s t e r i n
f ü r W i s s e n s c h a f t u n d K u n s t

K ü h n e - H ö r m a n n
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